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Bericht des Vorstands gemäß § 203 Absatz 2 Satz 2 AktG 

in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 7 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung die Schaffung eines neuen Ge-

nehmigten Kapitals vor. Es soll als Ersatz für die bisherige Satzungsregelung für Bar- 

und/oder Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen.  

 

Im Falle der Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich ein 

Bezugsrecht. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen, zur Erleichterung der Ab-

wicklung vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Das ist allgemein üblich und sach-

lich gerechtfertigt, weil die Kosten des Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen in keinem 

vernünftigen Verhältnis zum Vorteil für die Aktionäre stehen und der mögliche Verwässe-

rungseffekt wegen der Beschränkung auf Spitzenbeträge kaum spürbar ist.  

 

Weiter soll das Bezugsrecht der Aktionäre bei Barkapitalerhöhungen auch dann ausge-

schlossen werden können, wenn die Aktien zu einem Betrag ausgegeben werden, der den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in 

die Lage, auch sehr kurzfristig einen eventuellen Kapitalbedarf zu decken, um Marktchancen 

schnell und flexibel zu nutzen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht ein rasches 

Handeln und eine Platzierung nahe am Börsenkurs, d. h. ohne den bei Bezugsrechtsemissi-

onen üblichen Abschlag. Der Umfang der Kapitalerhöhung ist in diesem Fall jedoch auf 10 % 

des Grundkapitals beschränkt, um die Aktionäre vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung zu 

schützen. Da die neuen Aktien nahe am Börsenkurs platziert werden, kann jeder Aktionär 

zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien am Markt zu annähernd gleichen Be-

dingungen erwerben, wie sie die Emission vorsieht. Die Anrechnung von Aktien aus anderen 

Vorgängen, die zu einer Verwässerung der Beteiligung führen können, komplettiert diesen 

Schutz der Aktionäre. 

 

Mit Zustimmung des Aufsichtsrats soll das Bezugsrecht auch bei Sachkapitalerhöhungen 

ausgeschlossen werden können. Um die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, die Finanz-

position zu verbessern und die Ertragskraft der Gesellschaft zu steigern, kann es sich anbie-

ten, Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen zu erwerben. In Zeiten knapper 

eigener Finanzressourcen und erschwerter Fremdmittelbeschaffung stellt die Verwendung 

von Aktien aus genehmigtem Kapital hierfür häufig die einzig sinnvolle Gegenleistung dar. 

Die Möglichkeit, eigene Aktien aus genehmigtem Kapital als Akquisitionswährung einzuset-

zen, gibt der Gesellschaft den notwendigen Spielraum, ggf. auftretende Erwerbschancen 

schnell und flexibel zu nutzen. Da ein solcher Erwerb zumeist kurzfristig erfolgt, kann er in 

der Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden Hauptversammlung beschlossen 

werden; auch für die Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung fehlt in diesen 

Fällen wegen der gesetzlichen Fristen in der Regel die Zeit.  
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Es bedarf hierfür vielmehr eines genehmigten Kapitals, auf das der Vorstand – allerdings 

stets nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann.  

 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapi-

talerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Eine 

Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des 

Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre 

liegt. Der Vorstand wird über eine etwaige Ausnutzung des genehmigten Kapitals in der da-

rauf folgenden Hauptversammlung berichten.  


